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W er sich in einen Konflikt 
stürzt, bedenkt zumeist 

nicht die Folgen für das eigene psy-
chische Wohlbefinden. Langwieri-
ge Rechtsstreitigkeiten können sehr 
belastend sein, gelegentlich sogar 
die Gesundheit tangieren. Das lässt 
sich vermeiden, wenn man sich für 
ein Verfahren der außergerichtli-
chen Konfliktlösung, wie beispiels-
weise die Mediation, entscheidet. 

Differenzen zwischen Arzt und 
Patient wegen Behandlungsmetho-
den oder gar Behandlungsfehlern, 
Auseinandersetzungen zwischen 
Krankenhauspersonal, Betriebsrat 
und Management über Arbeitsbe-
dingungen, Verwerfungen zwischen 
Partnern in Gemeinschaftspraxen, 
Dispute wegen fehlerhafter Abrech-
nungen, Streitigkeiten bei Praxis-
verkauf und Nachfolgeregelungen – 
Beispiele wie diese lassen sich un-
schwer fortsetzen, wenn man all die 
möglichen Konflikte in den Blick 
nimmt, die sich im Umfeld ärztli-
cher Tätigkeit ergeben können.

Sieht man einmal von Schlich-
tungsstellen und Gutachterkommis-
sionen ab, ist es fast immer der glei-
che traditionelle Weg, der für eine 
Konfliktlösung gesucht wird, wenn 
Gespräche nicht mehr möglich er-
scheinen: Erst der Gang zum 
Rechtsanwalt, dann die Klage bei 
Gericht – eine in vielen Fällen zeit- 
wie kostenintensive Variante, die 
die einzelnen Konfliktparteien oft 

stärker belastet, als von ihnen zu-
nächst angenommen wurde. Denn 
Gerichtsverfahren können langwie-
rig sein, und die unumgängliche 
Befassung mit anwaltlichen Schrift-
sätzen oder dem Vorbringen der 
Gegenseite droht für manchen zu 
einem alles beherrschenden Thema 
zu werden, berichtet der Münstera-
ner Mediator und Psychotherapeut 
Heiner Krabbe. Zugleich gerät die 
Gewissheit ins Schwanken, den 
Rechtsstreit erfolgreich zu Ende zu 
führen. Nicht jeder vermag dies 
gleich gut zu verkraften; gesund-
heitliche Störungen wie Schlaflo-
sigkeit, Magenbeschwerden, Kopf-
schmerzen oder Nervosität sind nur 
einige der Folgen, wie sich der Lite-
ratur entnehmen lässt.

Der neutrale Dritte
Dass es andere, schonendere Mög-
lichkeiten gibt, Streitigkeiten aus 
dem Weg zu räumen, wird dabei 
leicht übersehen: Seit mehr als ei-
nem Jahr ist das „Mediationsförde-
rungsgesetz“ in Kraft, mit dem der 
Gesetzgeber die Menschen ermuti-
gen will, Konflikte mit Hilfe eines 
neutralen Dritten selbst zu regeln, 
anstatt sie von einem Richter ent-
scheiden zu lassen. Es ist ein frei-
williges Verfahren, bei dem die Par-
teien die Verhandlungen wie auch 
die Lösungen selbst bestimmen. 
Ein besonders ausgebildeter Media-
tor, im Grundberuf zumeist Anwalt 
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oder Psychologe, gelegentlich aber 
auch ein Arzt, ist ihnen behilflich, 
für ihre Auseinandersetzung eine 
eigene Lösung zu entwickeln. In 
mehreren Sitzungen begleitet er sie 
bei der Themensuche, hilft ihnen, 
ihre Interessen zu erkennen und un-
terstützt sie beim Finden von Optio-
nen, die dann verhandelt und ver-
einbart werden. Was der Mediator 
nicht macht, ist, den Parteien einen 
Lösungsvorschlag zu unterbreiten; 
stattdessen sorgt er dafür, dass sie 
miteinander im Gespräch bleiben, 
fair und konstruktiv miteinander 
umgehen und die einzelnen Verfah-
rensschritte durchlaufen. 

Ziel dieses einvernehmlichen 
und selbstbestimmten Verfahrens 
ist es, ein Ergebnis zu finden, das 
den Interessen aller Konfliktbetei-
ligten gerecht wird. Das unterschei-
det die Mediation vom gerichtli-
chen Verfahren, das Sieger und Ver-
lierer kennt und in dem die Parteien 
kaum Einfluss auf den Verfahrens-
ablauf nehmen können. Während 
die Parteien in einem gerichtlichen 
Verfahren die Entscheidung in die 
Hand des Richters legen, treffen sie 
diese in einem Mediationsverfahren 
selbst. Es kommt hinzu, dass die 
Parteien eines Mediationsverfah-
rens Vertraulichkeit verabreden und 
der Mediator einer gesetzlichen 
Schweigepflicht unterliegt – ein 
nicht zu unterschätzender Vorteil, 
wenn es um Auseinandersetzungen 
im Arzt-Patienten-Verhältnis oder 
auch um Konflikte in Gemein-
schaftspraxen geht. Positiv schlägt 
ferner zu Buche, dass mit deutlich 
geringeren Verfahrenskosten zu 
rechnen ist als bei einem Rechts-
streit und die Streitigkeiten oft in 
kurzer Zeit beendet werden können.

Nicht alle Streitigkeiten eignen 
sich für eine Mediation. Sie kommt 
dann nicht in Betracht, wenn es bei-
spielsweise einer Seite nur noch um 
den „beruflichen oder sozialen Un-
tergang“ des Gegenübers geht oder 
– Ausfluss der Freiwilligkeit des 
Verfahrens – eine Konfliktpartei 
dem Verfahren nicht zustimmt.

Mediation ist hingegen immer 
dann zu anzuraten, wenn es um 
komplexe und kaum noch justiziab-
le Sachverhalte geht, wenn Kom-
munikationsstörungen Auslöser für 
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den Konflikt waren, wenn es um 
ein außerrechtliches Anliegen geht 
oder wenn die Parteien auch in Zu-
kunft noch miteinander zu tun ha-
ben werden, wie dies bei arbeits-
rechtlichen Streitigkeiten im Kran-
kenhaus, bei Konflikten in Gemein-
schaftspraxen, aber auch im Arzt-
Patienten-Verhältnis der Fall ist. 

Mediatoren nehmen für ihre Tä-
tigkeit zumeist ein Stundenhonorar, 
das in aller Regel zwischen 150 und 
300 Euro liegt und im Einzelfall 
vom Konfliktgegenstand wie den 
Konfliktbeteiligten abhängig ist. In 
jüngster Zeit hat sich für überschau-
bare Streitigkeiten die Methode der 
Kurzzeitmediation erfolgreich eta -
bliert: Statt in mehreren Sitzungen 
werden die Konfliktparteien in ei-
nem zusammenhängenden, kom-
pakten Verfahren durch alle zentra-
len Stufen der Mediation geführt. 
Derartige Kurzzeitmediationen, die 
einige Stunden bis längstens einen 
Tag dauern können, wollen gut vor-
bereitet sein; vorab geführte Tele-
fon- wie Einzelgespräche des Me-

diators mit den Konfliktparteien 
sind daher die Regel. 

Die Wahrscheinlichkeit, dass die 
Beteiligten zu einer einvernehmli-
chen Win-win-Lösung kommen, ist 
erfreulich hoch: Zwar liegen keine 
belastbaren bundesweiten Statisti-
ken hierfür vor; nach den langjähri-
gen Beobachtungen des Verfassers 
kann jedoch von einer mehr als 
80-prozentigen Einigungsquote aus-
gegangen werden. Der Versuch einer 
Mediation lohnt sich daher allemal.

Einen qualifizierten und erfahre-
nen Mediator zu finden, ist nicht im-
mer einfach. Denn nach der Gesetzes-
lage bleibt es diesen selbst überlassen, 
in eigener Verantwortung durch eine 
geeignete Ausbildung und eine regel-

Eine Klinik darf eine intensivmedizinische Kom-
plexbehandlung nur dann abrechnen, wenn ein 
Intensivmediziner ständigen Bereitschafts-
dienst auf der Station hat. Dies hat das Bun-
dessozialgericht (BSG) entschieden.

Streitig war die Vergütung einer Kranken-
hausbehandlung auf der Intensivstation. Der 
Krankenkasse war eine intensivmedizinische 
Komplexbehandlung in Rechnung gestellt wor-
den. Diese wies die beklagte Krankenkasse zu-
rück, weil die strukturellen Voraussetzungen 
zur Abrechnung der Prozedur 8–980.8 nicht 
gegeben seien. Sie verwies auf ein Gutachten 
des Medizinischen Dienstes der Krankenversi-
cherung, wonach es in dem Krankenhaus ei-
nen Schichtdienst und keinen Bereitschafts-
dienst der Stufe D ausschließlich für die Inten-
sivstation gebe. Die diensthabenden Ärzte sei-
en nachts und an den Wochenenden über die 
Intensivstation hinaus für die gesamte Abtei-
lung Innere Medizin zuständig.

Der Fallpauschalenkatalog ist nach Fall-
gruppen (DRG) geordnet. Für die Zuordnung 
eines bestimmten Behandlungsfalles zu einer 
DRG wird in einem ersten Schritt die durchge-

führte Behandlung nach ihrem Gegenstand 
und ihren prägenden Merkmalen mit einem 
Kode gemäß dem vom Deutschen Institut für 
Medizinische Dokumentation und Information 
(DIMDI) herausgegebenen Operations- und 
Prozedurenschlüssel nach § 301 SGB V ver-
schlüsselt.

Vergütungsregelungen für die routinemäßi-
ge Abwicklung in zahlreichen Behandlungsfäl-
len sind streng nach ihrem Wortlaut in den da-
zu vereinbarten Anwendungsregelungen zu 
handhaben. Nach diesen Grundsätzen hat das 
Krankenhaus keinen Anspruch auf die Zahlung 
weiterer Vergütung, wenn die beanspruchte 
DRG-Fallpauschale nicht erfüllt wird. Voraus-
setzung für die Abrechnung der intensivmedizi-
nischen Komplexleistungen ist unter anderem 
die Gewährleistung einer ständigen ärztlichen 
Anwesenheit auf der Intensivstation. Dieses 
Merkmal ist auf der Intensivstation des Kran-
kenhauses nicht erfüllt. Im Krankenhaus der 
Klägerin ist, auch wenn die Intensivstation im 
Bereitschaftsdienst vorrangig zu betreuen ist, 
nur die ständige akute ärztliche Behandlungs-
bereitschaft sichergestellt. Zum Merkmal der 

akuten Behandlungsbereitschaft muss das 
Merkmal der ständigen ärztlichen Anwesenheit 
nach dem eindeutigen Wortlaut des Kodex not-
wendig hinzutreten. Von einer ständigen ärztli-
chen Anwesenheit kann aber nicht gesprochen 
werden, wenn ein Arzt auf der Intensivstation 
nicht durchgehend, sondern nur im Notfall 
nach Bedarf anwesend ist. Nach Auffassung 
des Gerichts ist das DIMDI auch berechtigt, 
Mindestmerkmale zur Strukturqualität für die 
OPS-Kodierung vorzugeben. Die Festlegung 
der Mindestanforderungen an die Strukturqua-
lität ist nicht dem Gemeinsamen Bundesaus-
schuss (G-BA) vorbehalten. G-BA und DIMDI 
haben unterschiedliche Aufgaben: Der G-BA 
hat seine Hauptaufgabe darin, die medizinische 
Versorgung in Deutschland zu steuern. Das 
DIMDI hat wiederum seine Hauptaufgabe in 
der Herausgabe von amtlichen Klassifikatio-
nen. Der G-BA legt also sektorenübergreifend 
die grundsätzlichen Qualitätsanforderungen an 
medizinische Behandlungen fest, wohingegen 
das DIMDI bestimmt, welche Voraussetzungen 
für die Verschlüsselung einer bestimmten Pro-
zedur und einen konkreten Vergütungsanspruch 
vorliegen müssen (BSG, Urteil vom 18. Juli 
2013, Az.: B 3 KR 25/12 R). RAin Barbara Berner
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mäßige Fortbildung sicherzustellen, 
dass sie über theoretische Kenntnisse 
sowie praktische Erfahrungen verfü-
gen, um sachkundig durch eine Me-
diation führen zu können. Allerdings 
sind sie verpflichtet, Parteien auf de-
ren Verlangen über ihren fachlichen 
Hintergrund, ihre Ausbildung und ih-
re Erfahrung auf dem Gebiet der Me-
diation zu informieren; darauf sollten 
Konfliktbeteiligte bestehen.

Im Übrigen sind Anwaltsmedia-
toren zumeist bei den Rechtsan-
waltskammern gelistet. Auch die In-
dustrie- und Handelskammern füh-
ren derartige Aufstellungen. Wer ei-
nen Mediator mit psycho-sozialem 
Berufshintergrund sucht, kann sich 
ebenfalls an die jeweiligen Berufs-
kammern oder berufsständischen 
Zusammenschlüsse wenden. Zudem 
gibt es Suchmöglichkeiten im Inter-
net wie „mediator-finden.de“ oder 
man greift auf die bewährten „Gel-
ben Seiten“ zurück. ▄
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